Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Änderungsanträge 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse der im Dienst 
des Bundes stehenden Personen - Nr. 175 der Druds- 
sadien - in der Fassung der Beschlüsse des Ausschusses 
für Beamtenrecht (zj. Ausschuß) 

- Nr. 497 der Drucksachen - 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 2 Absatz la erhält folgende Fassung: 

„a) das Deutsche Beamtengesetz vom 26. Januar 1937 in der Fassung, 
die sich auf Grund der durch ' dieses Gesetz bestimmten Ergän- 
zungen und Abänderungen ergibt, ferner die zur Durchführung 
und Ausführung des DBG erlassenen Vorschriften, soweit diese 
auf Grund der durch den Ausschuß für Beamtenrecht des Bundes- 
tags vorgenommenen Überprüfungen als noch gültig anerkannt 
sind, 

2. § 2 Absatz IC wird am Schluß wie folgt ergänzt: 

soweit diese auf Grund der durch einen Ausschuß des Deut- 
schen Bundestages vorgenommenen Überprüfung als noch gültig 
anerkannt sind. 

3- § 3 Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

2. § 4 erhält folgenden Wortlaut : 

Beamte und Richter haben bei Antritt ihres Dienstes folgen- 
des zu geloben: 

Ich gelobe : Ich werde meine Amtspflicht gewissenhaft erfüllen, 
die Gesetze wahren und innerhalb und außerhalb des Dienstes 
für die im Grundgesetz festgelegte demokratische Staatsord- 
nung wirken. 

Dem Gelöbnis kann auch eine religiöse Beteuerung hinzugefügt 
werden.” 

4. Hinter § 3 Ziffer 3 ist folgende Ziffer 3 a einzufügen : 

3 a. § 10 Absatz 2 Ziffer 4 entfällt. 

Hin-ter § 3 Ziffer 3a ist einzufügen: 

3b. § 21 enthält folgende Fassung; 

»§ 21 

(1) Bleibt der Beamte mit seinen Leistungen hinter dem von ihm 
billigerweise zu fordernden Maß zurück, so hat die oberste 
Dienstbehörde mit Zustimmung des Personalamtes 
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a) entweder ihm das Aufsteigen zur nächsten Gehaltsstufe auf 
bestimmte Zeit zu versagen oder 

b) ihn innerhalb seiner Gehaltsgruppe in eine niedrigere Gehalts- 
stufe zurückzusetzen oder 

c) ihn in eine niedrigere Gehaltsgruppe einzuweisen. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann nach angemessener Frist den 
vorigen Stand wieder hersteilen. 

(3) Bleibt der Beamte mit seinen Leistungen anhaltend erheblich 
hinter dem von ihm zu fordernden Maß zurück, obwohl innerhalb 
der letzten 2 J^hre eine der Maßnahmen nach Absatz 1 gegen 
ihn verfügt wurde, so kann er entlassen werden, es sei denn, 
daß er das Zurückbleiben seiner Leistungen nicht zu vertreten 
hat. 

(4) Die Entlassung wird von der obersten Dienstbehörde verfügt. 

(5) Gegen die getroffene Entscheidung nach Absatz 1 oder 3 
steht dem Beamten das Redit der Klage vor den Dienststrafge- 
richten zu.” 

6. Hinter j Zijfer j b ist einzufugen : 

3 c. § 22. Absatz 2 erhält fölgende Fassung: 

„(2) Das Nähere über die Bestrafung von Dienstvergehen wird 
auf Grund der früheren Reichsdienststrafordnung geregelt, deren 
Fassung durch Gesetz unverzüglich festzustellen ist, “ 

y. § J Ziffer j Buchstabe a erhält folgende Fassung: 
a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die für seine Laufbahn vor geschriebene oder, mangels sol- 
cher Vorschriften, die übliche Vorbildung oder sonstige 
besondere Eignung für das ihm zu übertragende Amt be- 
sitzt. In jeder Verwaltung sind die Stellen in einem ange- 
messenen Verhältnis an solche Bewerber zu vergeben, 
welche die für die vorgesehene Verwendung erforderliche 
Eignung durch ihre Lebens- und Berufserfahrung inner- 
halb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes erworben 
haben. Jede oberste Dienstbehörde bestimmt im Einver- 
nehmen mit dem Personalamt jeweils für ein Ffaushalts- 
jahr das angemessene Verhältnis in jeder Stellenplangruppe." 

8. Hinter § j Ziffer j ist folgende Ziffer $a einzufügen: 

5a. § 26 werden folgende neuen Absätze 4 und 5 angefügt: 
„(4) Freie Stellen und Prüfungen müssen öffentlich bekannt- 
gemacht werden. Fiierbei kann die Aufforderung zur Bewer- 
bung oder zur Teilnahme an einer Prüfung auf einen näher 
bestimmten Kreis fachlich vorgebildeter oder im öffentlichen 
Dienst bereits tätiger Personen beschränkt werden. Mit Zu- 
stimmung des Personalamtes kann ausnahmsweise von der 
öffentlichen Bekanntmachung für bestimmte Gruppen abge- 
sehen werden. Kommt Innerhalb einer Verwaltung nur ein 
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Kreis von Bewerbern mit besonderer fachlicher Eignung in 
Betracht, so kann die öffentliche Bekanntmachung mit Zu- 
stimmung des Personalamtes auf diesen Kreis beschränkt wer- 
den. Das Personalamt trifft die näheren Bestimmungen im Be- 
nehmen mit den obersten Dienstbehörden. 

(5) Jeder Verwaltungsangehöriger (Beamter und Angestellter) 
hat entsprechend seiner Eignung und Leistung die Möglich- 
keit des Aufstiegs. Die Beförderung der Beamten richtet sich 
nach ihrer fachlichen und persönlichen Eignung für das vor- 
gesehene Amt. Dabei sollen die am besten geeigneten Be- 
werber den Vorzug erhalten. Die Eignung wird durch Prü- 
fungen und durch Auslese ermittelt. Freie Beförderungsstellen 
sind auszuschreiben. Juristische Vorbildung darf nur für rein 
juristische Stellen verlangt werden. Für die Beförderung von 
einer niedrigeren in eine höhere Stelle oder Laufbahn sollen 
Prüfungen, die an den Hochschulen abgelegt sind, nicht die 
Voraussetzung sein.” 

5 ?. § j Zijfer 6 erhält folgende Fassung: 

6. § 28 Absatz 2 lautet wie folgt: 

„(2) die Urkunde darf nur erhalten, wer 

1. das 27. Lebensjahr vollendet hat, 

2. eine Mindestdienstzeit von 10 Jahren zurückgelegt 
hat, wobei der vor geschriebene oder übliche Lehr-, 
Vorbereitungs- oder Probedienst eingerechnet wird, 
jedoch mit der Einschränkung, daß diese Vorschrift 
auf die nach § 26 Absatz 1 Ziffer 2 Satz 2 einge- 
stellten Personen nicht anzuwenden ist, 

3. den für das Amt vorgeschriebenen oder üblichen 
Vorbereitungs- oder Probedienst abgeleistet hat, 

4. in eine Planstelle, die besetzt werden darf, in schrift- 
licher Form eingewiesen ist oder wird.” 

10, Hinter § j Ziffer 6 ist einzufügen: 

6a. Nach § 28 ist einzufügen; 

„§ 28 a 

(1) Wer als Angestellter mindestens 10 Jahre im öffent- 
lichen Dienst tätig war, muß auf seinen Antrag in das seiner 
in den letzten drei Jahren ausgeübten Tätigkeit entsprechende 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit überführt werden. Hierfür 
ist nur Voraussetzung, daß er das 27. Lebensjahr vollendet 
hat. 

(2) Künftige Beförderungen sind von der Ablegung der 
vorgeschriebenen Prüfung abhängig.” 

11, § 3 Ziffer y erhält folgenden Wortlaut: 

7. § 42 wird wie folgt gefaßt: 
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„S 42 

(1) Dem Beamten steht gegen dienstliche Maßnahmen eines 
Vorgesetzten, die ihm nachteilig sind oder von denen er 
annimmt, daß sie ihm nachteilig werden können, Beschwerde 
an seine Dienstvorgesetzten, einschließlich des Leiters der 
obersten Dienstbehörde, zu. Weitere Beschwerde an das 
Personalamt ist zulässig. 

(2) Der Beamte hat ein Recht auf Einsicht in seine volL 
ständigen Personalakten. Auf seinen Antrag Ist auch der ge- 
setzlichen Personalvertretung Einsicht zu gestatten. Der Be- 
amte muß über Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher 
Art, die ihm nachteilig werden können, gehört werden.” 

12, S j Ziffer 8 erhält folgenden Wortlaut: 

8. Nach § 42 wird eingefügt: 

„7. Vereinigungsfreiheit. 

§ 42 a 

(1) In voller Vereinigungsfreiheit haben die Beamten das 
Recht, sich in Gewerkschaften zusammenzuschließen. Die für 
die Beamten zuständigen Gewerkschaften haben bei allen 
grundsätzlichen Angelegenheiten, welche die Beamten be- 
treffen, mitzuwirken. Die Beamten haben insbesondere das 
Recht, -die Gewerkschaft mit ihrer Vertretung zu beauf- 
tragen. 

(2) Das Recht der Mitwirkung der Betriebsvertretung bei 
der Gestaltung der beamten- und arbeitsrechtlichen Verhält- 
nisse der Verwaltungsangehörigen wird innerhalb der all- 
gemeinen Rechtsvorschriften gewährleistet. 

(3) Zur einheitlichen Durchführung der beamtenrechtlichen 
Vorschriften und zur Wahrung der für die Beamten durch 
das Gesetz bestimmten Rechte und Pflichten sowie zur Mit- 
wirkung bei der Besetzung der Personalstellen und bei Be- 
förderungen ist nach Maßgabe eines Gesetzes ein Personalamt 
zu bilden. Es soll aus je drei vom Bundestag für die Dauer 
der Wahlperiode gewählten Abgeordneten und drei Vertretern 
der Beamtenschaft (Fachbeamte), die vom Bundestag aus der 
Vorschlagsliste der gewerkschaftlichen Vereinigungen gewählt 
sind, bestehen. Die Leitung hat ein vom Bundeskanzler be* 
stimmtet Beamter. Die nälieren Einzelheiten bestimmt das 
Gesetz.” 

ij. In § j ist hinter Ziffer ^ einzufügen: 

9 a. „k) Ausscheiden durch Wahl in eine 

parlamentarische Körperschaft. 

§ 78a 

(1) Ein Beamter, der durch die Annahme der Wahl zu einer 
parlamentarischen Körperschaft aus dem öffentlichen Dienst 
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ausscheidet, hat mit Erlöschen seines Mandats einen Rechts- 
anspruch gegen seine letzte Anstellungsbehörde auf Wieder- 
einstellung in ein gleiches Amt oder in ein Amt derselben 
oder einer gleichwertigen Dienstlaufbahn mit mindestens 
demselben Endgrundgehalt. 

( 2 ) Ist ein solches Amt nicht verfügbar, so ist dem Beamten 
Wartegeld zu zahlen. 

(3) Ein Beamter, der wahrend der Zugehörigkeit zu einer 
' parlamentarischen Körperschaft die Voraussetzung der Zur- 
ruhesetzung erfüllt, erhält von diesem Zeitpunkt an gesetz- 
liche Versorgungsbezüge, 

(4) Die Angehörigen eines nach Absatz 1 ausgeschiedenen Be- 
amten, der während seiner Zugehörigkeit zu einer parla- 
mentarischen Körperschaft verstirbt, haben Anspruch auf 
Hinterbliebenenversorgung nach den Vorschriften, die für sie 
ohne den Eintritt des Beamten in die parlamentarische Kör- 
perschaft gegolten hätten. 

(5) Die Zeit der Zugehörigkeit zur parlamentarischen Körper- 
schaft und die Zeit, in der gemäß Absatz 2 Wartegeld ge- 
zahlt worden ist, wird bei der Wiedereinstellung auf das 
Besoldungsdienstalter sowie bei der Berechnung der Ver- 
sorgungsbezüge als ruhegehaltsfähige Dienstzeit an gerechnet. 

( 6 ) Die vorstehenden Vorschriften gelten sinngemäß für die 
Angestellten im öffentlichen Dienst; die Vorschriften über 
die Versorgung jedoch nur soweit, als der Angestellte und 
seine Hinterbliebenen bei seinem Verbleiben im öffentlichen 
Dienst Versorgungsansprüche haben würden.” 

14. Nach i j Zi ffer 10 ist einzufügen : 

10a. § 83 erhält folgenden neuen Absatz 2 : 

„( 2 ) Das gleiche gilt für Beamte, die nach den §§ 2 bis 4 
des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
vom 4. April 1933 betroffen worden sind und die als 
Wiedergutmachungsfälle anerkannt sind.” 

/j. Nach i j Ziffer 10 a wird eingeschaltet: 

10 b. „In § 85 Absatz 1 entfällt der letzte Satz.” 

16, § j Ziffer 14 erhält folgende Fassung: 

14. „§ 148 wdrd aufgehoben.” 


Bonn, den 7 . Februar 1950 


Ollenhauer und Fraktion 
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